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Drudksache Nr. 3849 


Der Bundesminister der Justiz 
- 9351 E E - 29594 - 


Bonn, den 5 . November 1952 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Eingriffe der amerikanischen Besatziings- 

behörden in das strafrechtliche Ermittlungs- 
verfahren gegen tleii tschechoslowakisciien 
Staatsangehörigen Frantisek Kroupa wegen 
Mordes u. a. 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages in 

seiner 164. Sitzung vom 26. September 1951 
- Nr. 2.580 (neu) der Drucksachen - 


Im Anschluß an mein Schreiben vom 6. Mai 1952 - Nr. 3368 der 
Drucksachen - teile ich mit, daß die Bemühungen der Bundesre- 
gierung um Auslieferung des tschechoslowakischen Staatsangehörigen 
Frantisek Kroupa aus Frankreich ohne Erfolg geblieben sind. Kroupa 
hat das Gebiet der französischen Republik Ende September 1952 
mit unbekanntem Ziele verlassen. 

Am 18. April 1952 hatte das Auswärtige Amt die Alliierte Hohe 
Kommission gemäß Art. 5 (b) der Entscheidung der Alliierten 
Hohen Kommission Nr. 9 in der Fassung vom 5. April 19^ 
- Amtsbl. der AHK S. 861 - gebeten, das Ersuchen der Bundes- 
regierung um Auslieferung des Kroupa wegen gemeinschaftlichen 
Mordes in 15 Fällen und wegen schweren Raubes in 3 Fällen an 
die Französische Regierung weiterzuleiten. Gleichzeitig hatte das 
Auswärtige Amt die Diplomatische Vertretung der Bundesrepublik 
in Paris angewiesen, bei den zuständigen französischen Behörden 
die am 1. April 1952 telegrafisch vorauserbetene Anordnung der 
vorläufigen Ausliefcrungshaft zu beantragen. 

Am 27. Mai 1952 bat der Generalsekretär der Adliierten Hohen 
Kommission - unter Abweichung von der bisherigen Praxis bei 
Weiterleitung von deutschen Auslieferungsersuchen - um Übersen- 
dung der deutschen Strafakten. Obwohl die einschlägigen Fragen 
bereits bei der Besprechung zwischen deutschen und amerikanischen 
Sachverständigen auf dem Petersberg am 22. April 1952 eingehend 
erörtert waren, bat er auch um Mitteilung der Bestimmungen, nach 
denen Ausländer wegen im Auslande begangener Verbrechen in 
Deutschland bestraft werden können. Die Unterlagen wurden dem 
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Generalsekretär am 11. Juli 1952 übermittelt. Am gleichen Tage 
wurde die Diplomatische Vertretung der Bundesrepublik in Paris 
erneut bei dem Französischen Außenministerium wegen der Anord- 
nung der vorläufigen Auslieferungshaft vorstellig und überreichte 
ein Aide Memoire. Durch Note vom 23. Juli 1952 teilte das Fran- 
zösische Außenministerium mit, daß Kroupa nicht in vorläufige 
Auslicferungshaft genommen werden könne, weil die Alliierte Hohe 
Kommission Bedenken gegen die Weitergabe des Auslieferungser- 
suchens geäußert habe. 

Durch Schreiben vom 21, August 1952 bat das Auswärtige Amt 
den Generalsekretär der Alliierten Hohen Kommission unter Hinweis 
auf die am 11. Juli 1952 übersandten Unterlagen um Aufklärung 
und wies auf die Dringlichkeit der Weiterleitung des Auslieferungs- 
ersuchens hin, weil Kroupa sonst Gelegenheit gegeben würde, Frank- 
reich zu verlassen und sich dadurch möglicherweise einer Ausliefe- 
rung völlig zu entziehen. Mit Schreiben vom 28. August 1952 
brachte der Generalsekretär der Alliierten Hohen Kommission zum 
Ausdruck, daß am 11. Juli 1952 wohl nur ein Teil der Akten 
übersandt worden sei. Er bat, die gesamten Akten betreffend Kroupa 
zur Verfügung zu stellen. Am 15. September 1952 bat das Aus- 
wärtige Amt den Generalsekretär zu erwägen, ob die am 11. Juli 
1952 übersandten Akten nicht eine geeignete Grundlage für die 
erbetene Entscheidung böten, zumal die Gefahr bestehe, daß Kroupa 
Frankreich verlassen und sich der Auslieferung entziehen werde. 
Außerdem wurde um nähere Bezeichnung gebeten, falls weitere 
Unterlagen für erforderlich gehalten würden. Am 18. September 1952 
verständigte der Generalsekretär der Alliierten Hohen Kommission 
das Auswärtige Amt davon, daß eine endgültige Entscheidung über 
die Weite rlcitung des Auslieferungsersuchens noch nicht getroffen 
worden sei. Außerdem wiederholte er die Bitte, die vollständigen 
deutschen Strafakten zu übersenden, ohne jedoch die angeblich fehlenden 
Unterlagen im einzelnen zu bezeichnen. Durch Schreiben vom 3. Ok- 
tober 1952 wurde das Auswärtige Amt - unter Hinweis auf die 
Rechtslage nadi französischem Redit - nochmals bei dem General- 
sekretär der Alliierten Hohen Kommission wegen beschleunigter 
Weiterleitung des Auslieferungsersuchens vorstellig und teilte mit, 
daß Kroupa seine Auswanderung nach Südamerika betreibt. Außer- 
dem wurde der Generalsekretär davon unterrichtet, daß weitere Unter- 
lagen nicht im Besitze der deutschen Behörden seien, weil das Amt 
des Amerikanischen Landeskommissars für Bayern den deutschen 
Strafverfolgungsbehörden am 21. Oktober und 1. Dezember 1949 
jede Ermittlungstätigkeit in dieser Sache untersagt habe. Am 17. Ok- 
tober 1952 riditete der Generalsekretär der Alliierten Hohen Kom- 
mission ein Schreiben an das Auswärtige Amt, dessen Übersetzung 
wie folgt lautet : 

„Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben vom 3. Oktober 1952 
(542-07 Kroupa D 60 482/52) beehre ich mich. Ihnen mitzu- 
teilen, daß der Alliierten Hohen Kommission mitgeteilt wurde, 
daß der tschechische Staatsangehörige Frantisek Kroupa das Ge- 
biet der Französischen Republik gegen Ende das Monats Sep- 
tember verlassen hat. 
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Die Alliierte Hohe Kommission war davon ausgegangen, daß 
das ursprünglich von der Bundesregierung im Zusammenhang 
mit ihrem Auslieferungsersuchen vorgelegte Material unzu- 
reichend war, und hatte dementsprechend, bevor sie sich ent- 
schloß, dieses Ersuchen an die französische Regierung weiterzu- 
leiten, in ihren Schreiben vom 28. August 1952 (AGSEC (52) 
836) und vom 18. September 1952 (AGSEC (52) 938) um 
weiteres Beweismaterial gebeten, 

Angesichts der Ausreise des Kroupa aus Frankreich ist die 
Alliierte Hohe Kommission der Auffassung, daß die Weiter- 
leitung des Ersuchens der Bundesregierung an die Französisdie 
Republik einen nützlichen Zweck nicht mehr erfüllen würde, 
und reicht daher die mit Ihrem Schreiben vom 11. Juli 1952 
erhaltene Akte zurück.” 

Durch Schreiben vom heutigen Tage habe ich das Bayerische Staats- 
ministerium der Justiz in München vom Vorstehendem unterrichtet 
und anheimgestellt, die Fahndung nach Kroupa auf internationaler 
Basis zu betreiben. Falls sein derzeitiger Aufenthaltsort zu ermitteln 
ist, wird ein Auslieferungsersuchen an die Regierung des Aufcnt- 
haltsstaates gerichtet werden. 


Dr. Dehler 



